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ANLAGE 2.3
Legende:  gerastert …………… Ergänzungen Niederösterreich
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Diese Richtlinie basiert auf den Beratungsergebnissen der von der Landesamtsdirektorenkonferenz 
zur Ausarbeitung eines Vorschlages zur Harmonisierung bautechnischer Vorschriften eingesetzten 
Länderexpertengruppe. Die Arbeit dieses Gremiums wurde vom OIB in Entsprechung des Auftrages 
der Landesamtsdirektorenkonferenz im Sinne des § 3 Abs. 1 Z 7 der Statuten des OIB koordiniert 
und im Sachverständigenbeirat für bautechnische Richtlinien fortgeführt. Die Beschlussfassung der 
Richtlinie erfolgte gemäß § 8 Z 12 der Statuten durch die Generalversammlung des OIB.
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 Die zitierten Normen und sonstigen technischen Regelwerke 
gelten in der in Anlage 8 im Dokument „OIB-Richtlinien – 
Zitierte Normen und sonstige technische Regelwerke“ ange-
führten Fassung.

 Werden in dieser Richtlinie Anforderungen an die Feuerwi-
derstandsklasse in Verbindung mit Anforderungen an Bau-
stoffe der Klasse A2 gestellt, gilt dies auch als erfüllt, wenn
• die für die Tragfähigkeit wesentlichen Bestandteile der 

Bauteile der Klasse A2 entsprechen und
• die sonstigen Bestandteile aus Baustoffen der Klasse B be-

stehen.
 Es wird darauf hingewiesen, dass parallel zu den Bestimmun-

gen dieser Richtlinie gegebenenfalls einzelne Bestimmungen 
der Anlage 2 „OIB-Richtlinie 2 – Brandschutz“ zu berück-
sichtigen sind.

 Von den Anforderungen dieser Anlage (OIB-Richtlinie) 
kann entsprechend den jeweiligen landesrechtlichen Bestim-
mungen abgewichen werden, wenn vom Bauwerber nachge-
wiesen wird, dass das gleiche Schutzniveau wie bei Anwen-
dung der Richtlinie erreicht wird. Hierbei ist der OIB-Leitfa-
den „Abweichungen im Brandschutz und Brandschutzkon-
zepte“ anzuwenden.

 Es gelten die Begriffsbestimmungen aus § 4 der NÖ Bautech-
nikverordenung 2014 und aus Anlage 7 des Dokumentes 
„OIB-Richtlinien – Begriffsbestimmungen“.

2.1.1 Es gelten – sofern im Folgenden nichts anderes bestimmt ist 
– die Anforderungen der Tabelle 1.

2.1.2 Werden in Gängen – ausgenommen innerhalb von Wohnun-
gen, Büros und Räumen mit büroähnlicher Nutzung – ober-
halb von abgehängten Decken Leitungen bzw. Kabel nicht 
unter Putz verlegt oder nicht mit einer Bekleidung gleichwer-
tig geschützt, müssen die abgehängten Decken dicht schlie-
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ßen und bei einer aus den Leitungen und Kabel resultieren-
den Brandbelastung von mehr als 25 MJ/m² überdies EI 30 
(a b) entsprechen. Dies gilt nicht bei Vorhandensein einer 
geeigneten Löschanlage.

2.1.3 In Gängen – ausgenommen innerhalb von Wohnungen, Bü-
ros und Räumen mit büroähnlicher Nutzung – müssen frei-
liegende elektrische Kabel bzw. Leitungen Eca entsprechen.

2.1.4 In Treppenhäusern, Schleusen und offenen Gängen gemäß 
Punkt 4.2.2 ist eine Verlegung von brennbaren Leitungen so-
wie von Leitungen für brennbare Medien ohne brandschutz-
technische Vorkehrungen unzulässig.

2.1.5 Hauptverteiler, Stockwerksverteiler, Zähleinrichtungen von 
elektrischen Leitungen/Anlagen in Sicherheitstreppenhäu-
sern sind von Trennbauteilen zu begrenzen, wobei die Zu-
gangsöffnungen mit einem Verschluss in EI2 90-S200 oder in 
EI 90 allseitig dicht angeschlagen zu versehen sind.

2.1.6 An Einzelleitungen für treppenhauseigene Anlagen (einschl. 
der dazugehörenden sicherheitstechnischen Anlagen, wenn 
keine anderen Bestimmungen diesbezüglich vorliegen), für 
Einzelleitungen von Messeinrichtungen bzw. Kommunikati-
onskabeln (z.B. Internet, Kabelfernsehen) sowie für wasser-
führende Leitungen werden keine brandschutztechnischen 
Anforderungen gestellt.

2.1.7 In Treppenhäusern, Schleusen und offenen Gängen gemäß 
Punkt 4.2.2 müssen Dämmstoffe von Leitungen A2-s1, d0 
entsprechen.

2.2.1 Tragende und aussteifende Bauteile sowie Läufe und Podeste 
von Sicherheitstreppenhäusern müssen R 90 und A2 entspre-
chen.

2.2.2 Folgende Bauteile müssen REI 90 und A2 entsprechen:
a) tragende Trennwände,
b) brandabschnittsbildende Wände und Decken,
c) Decken von Loggien und Balkonen,
d) Decken und Dachschrägen mit einer Neigung zur Hori-

zontalen von nicht mehr als 60 Grad,
e) Wände von Sicherheitstreppenhäusern; die Anforderun-

gen an den Feuerwiderstand sind nicht erforderlich für 
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Außenwände von Sicherheitstreppenhäusern, die aus 
Baustoffen A2 bestehen und die durch andere an diese 
Außenwände anschließende Gebäudeteile im Brandfall 
nicht gefährdet werden können,

f) Decken über Sicherheitstreppenhäusern; von den Anfor-
derungen an den Feuerwiderstand kann abgewichen wer-
den, wenn eine Brandübertragung von den angrenzenden 
Bauwerksteilen auf das Sicherheitstreppenhaus durch ge-
eignete Maßnahmen verhindert wird,

g) tragende Wände und Decken von Schleusen sowie von 
offenen Gängen gemäß Punkt 4.2.2.

2.2.3 Nichttragende Trennwände sowie nichttragende Wände von 
Schleusen und von offenen Gängen gemäß Punkt 4.2.2 müs-
sen EI 90 und A2 entsprechen.

2.2.4 Bei Gebäuden mit einem Fluchtniveau von mehr als 32 m 
müssen Loggien und Balkone eine mindestens 1,10 m hohe 
Brüstung in EI 30 und A2 oder EW 30 und A2 aufweisen. Ist 
eine automatische Löschanlage gemäß Punkt 2.11.2, 2.11.3 
oder 2.11.4 vorhanden, genügt für die Brüstung eine Ausfüh-
rung in A2.

2.3.1 Fassaden (z.B. Außenwand-Wärmedämmverbundsysteme, 
vorgehängte hinterlüftete, belüftete oder nicht hinterlüftete 
Fassaden) sind so auszuführen, dass bezogen auf das zweite 
über dem Brandherd liegende Geschoß eine Brandweiterlei-
tung über die Fassade und das Herabfallen großer Fassaden-
teile wirksam eingeschränkt wird.

2.3.2 Vorhangfassaden sind so auszuführen, dass
a) bezogen auf das zweite über dem Brandherd liegende Ge-

schoß eine Brandweiterleitung über die Fassade und das 
Herabfallen großer Fassadenteile, sowie

b) eine Brandausbreitung über Anschlussfugen und Hohl-
räume und zusätzlich über innerhalb einer zweischaligen 
Vorhangfassade vorhandene Zwischenräume im Bereich 
von Trenndecken bzw. brandabschnittsbildenden Decken

 wirksam eingeschränkt werden.
2.3.3 Kleinteile ohne tragende Funktion, wie z.B. Dämmstoffhal-

ter, Dübelhülsen, Windpapier, thermische Trennungen und 
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Dichtungen, bleiben hinsichtlich der Anforderungen an das 
Brandverhalten außer Betracht.

2.3.4 In Sockel- und Spritzwasserschutzbereichen ist die Verwen-
dung von Dämmstoffen der Klasse E zulässig.

2.4.1 In den untersten vier oberirdischen Geschoßen darf ein 
Brandabschnitt eine Netto-Grundfläche von 1.200 m², in 
sonstigen Geschoßen eine Netto-Grundfläche von 800 m² 
nicht überschreiten. In Gebäuden mit einem Fluchtniveau 
von nicht mehr als 32 m ist bei Vorhandensein einer Sprink-
leranlage in oberirdischen Geschoßen eine Brandabschnitts-
fläche von 1.200 m² zulässig. Brandabschnitte sind durch 
brandabschnittsbildende Bauteile (z.B. Wände, Decken) ge-
geneinander abzugrenzen.

2.4.2 In jedem oberirdischen Geschoß muss ein deckenübergrei-
fender Außenwandstreifen von mindestens 1,20 m Höhe in 
EI 90 und A2 vorhanden sein oder die brandabschnittsbil-
dende Decke muss mit einem mindestens 80 cm horizontal 
auskragenden Bauteil gleicher Feuerwiderstandsklasse ver-
längert werden. Die Anforderung an den Feuerwiderstand 
gilt nicht, wenn eine geeignete Löschanlage zur Verhinderung 
der vertikalen Brandausbreitung oder eine automatische 
Sprinkleranlage vorhanden ist.

 Für Sicherheitstreppenhäuser gelten – unbeschadet der Punk-
te 3 und 4 – folgende Anforderungen:
a) Sicherheitstreppenhäuser müssen jedenfalls einen unmit-

telbaren Ausgang zu einem sicheren Ort des angrenzen-
den Geländes im Freien haben. Führt dieser Ausgang 
nicht unmittelbar ins Freie, so gelten für den Bereich zwi-
schen Treppenhaus und Ausgang ins Freie, der möglichst 
kurz sein muss, dieselben brandschutztechnischen An-
forderungen wie für dieses Treppenhaus.

b) Sind die Ausgänge von Sicherheitstreppenhäusern nicht 
unmittelbar an einer öffentlichen Verkehrsfläche situiert, 
ist zu ihnen eine Feuerwehrzufahrt herzustellen.



1010

c) Treppenläufe von Sicherheitstreppenhäusern sind baulich 
so zu gestalten, dass aus den Geschoßen flüchtende Per-
sonen nicht versehentlich in die Geschoße unterhalb des 
Ausgangsgeschoßes gelangen können.

 Für interne Treppen gelten folgende Anforderungen:
a) Interne Treppen, die mehrere Geschoße miteinander ver-

binden, sind nur innerhalb einer Wohnung bzw. Betriebs-
einheit zulässig und dürfen sich über nicht mehr als drei 
Geschoße erstrecken.

b) In jedem Geschoß muss unabhängig von internen Trep-
pen der Zugang zu den Sicherheitstreppenhäusern und im 
Brandfall der Zugang von den Sicherheitstreppenhäusern 
in Wohnungen bzw. Betriebseinheiten sichergestellt sein.

2.7.1 Für Schächte von Personenaufzügen gelten folgende Anfor-
derungen:
a) Personenaufzüge müssen in Schächten mit Wänden in 

REI 90 und A2 bzw. EI 90 und A2 geführt werden. Es 
dürfen höchstens drei Personenaufzüge in einem gemein-
samen Schacht eingebaut werden.

b) Bei Personenaufzügen, die an der Außenseite des Gebäu-
des angeordnet sind, müssen jedenfalls die dem Gebäude 
zugewandten Schachtwände REI 90 bzw. EI 90 und A2 
entsprechen.

c) Jeder Feuerwehraufzug ist in einem eigenen Schacht mit 
Wänden in REI 90 und A2 zu führen.

2.7.2 Falls die Ladestellen von Personenaufzügen nicht in Treppen-
häuser oder Schleusen münden, muss vor ihnen ein Vorraum 
geschaffen werden, der von Trennbauteilen begrenzt wird.

2.7.3 Schachttüren von Personenaufzügen müssen derart ausge-
staltet sein, dass eine Übertragung von Feuer und Rauch 
wirksam eingeschränkt wird.

2.7.4 Personenaufzüge – ausgenommen Feuerwehraufzüge – sind 
mit einer Brandfallsteuerung auszustatten, die nach dem Ge-
bäudeevakuierungskonzept bei Anliegen eines Branderken-
nungssignals den Fahrkorb in die jeweilige Bestimmungshal-
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testelle (Evakuierungsebene) bewegt, die Türen öffnet und 
den Antrieb stillsetzt.

2.7.5 Bei Personenaufzügen, die über mehrere Geschoße hindurch 
keine Haltestellen haben, müssen in entsprechenden Abstän-
den Nottüren für die Notbefreiung von im Fahrkorb einge-
schlossenen Personen angeordnet werden.

2.7.6 Die Wände und Decken von Triebwerksräumen müssen REI 
90 und A2 bzw. EI 90 und A2 entsprechen. Die Decke zwi-
schen Schacht und darüber liegendem Triebwerksraum muss 
R 90 und A2 entsprechen. Der Zugang muss innerhalb der 
Baulichkeit liegen und darf nur über Treppen erfolgen.

2.7.7 Bei Personenaufzügen ohne gesonderten Triebwerksraum 
sind die Notbefreiungseinrichtungen (Tableau für den Not-
betrieb) in Schleusen oder in als Rauchabschnitt ausgebilde-
ten Räumen anzuordnen.

2.7.8 Für jeden Brandabschnitt ist mindestens ein Feuerwehrauf-
zug vorzusehen. Ein Feuerwehraufzug darf mehreren 
Brandabschnitten zugeordnet werden, falls der Zugang un-
mittelbar aus den angrenzenden Brandabschnitten erfolgt. 
Für die Beurteilung des Erfordernisses eines Feuerwehrauf-
zuges ist die Höhendifferenz zwischen der Fußbodenober-
kante des höchstgelegenen oberirdischen Geschoßes und der 
Feuerwehrangriffsebene maßgebend.

-

 Zwischen dem Gebäudeinneren und den Abfallsammelräu-
men, Transformatorenräumen oder Niederspannungs-
Hauptverteilungsräumen müssen ausreichend be- und ent-
lüftete Schleusen mit Türen in EI2 30-C vorgesehen werden.

 Installationsschächte sind im Abstand von zwölf Geschoßen 
durch eine horizontale Abschottung zu teilen, die einen Feu-
erwiderstand von 90 Minuten sicherstellt.

2.10.1 Es sind ausreichende und geeignete Mittel der ersten Lösch-
hilfe (z.B. tragbare Feuerlöscher) bereitzuhalten.
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2.10.2 Es müssen in jedem Geschoß Wandhydranten mit formbe-
ständigem D-Schlauch und zusätzlicher geeigneter An-
schlussmöglichkeit für die Feuerwehr zur Brandbekämp-
fung vorhanden sein. Die Anzahl und Anordnung der 
Wandhydranten ist so festzulegen, dass mit dem formbe-
ständigem D-Schlauch jeder Punkt eines Brandabschnittes 
erreicht werden kann, wobei jedenfalls in unmittelbarer 
Nähe jedes Sicherheitstreppenhauses ein Wandhydrant vor-
handen sein muss.

2.10.3 Abweichend von Punkt 2.10.2 ist in Gebäuden mit einem 
Fluchtniveau von nicht mehr als 32 m mit ausschließlicher 
Wohnnutzung die Errichtung einer trockenen Steigleitung 
ausreichend. 

2.11.1 Automatische Brandmeldeanlagen (BMA) müssen nach einer 
anerkannten Richtlinie ausgeführt werden.

2.11.2 Automatische Löschanlagen (z.B. Sprinkleranlage SPA) mit 
dem Schutzziel „den Brand im Entstehungsstadium zu ent-
decken und zu löschen oder solange unter Kontrolle zu hal-
ten, bis das Löschen mit anderen Mitteln durchgeführt wer-
den kann“ müssen nach einer anerkannten Richtlinie ausge-
führt werden. Die automatische Löschanlage muss über eine 
Wasserversorgung mit erhöhter Zuverlässigkeit und mindes-
tens 60 Minuten Wirkzeit verfügen; für Wohngebäude mit 
einem Fluchtniveau von nicht mehr als 32 m ist eine einfache 
Wasserversorgung mit einer Wirkzeit von 30 Minuten ausrei-
chend.

2.11.3 Für andere Löschanlagen mit dem Schutzziel „den Brand im 
Entstehungsstadium zu entdecken und zu löschen oder so-
lange unter Kontrolle zu halten, bis das Löschen mit anderen 
Mitteln durchgeführt werden kann“ muss nachgewiesen wer-
den, dass
• die Löschwirkung,
• die Ausfallsicherheit, 
• die Überwachungseinrichtungen und
• die Alarmierungseinrichtungen

 gleichwertig zu einer Löschanlage gemäß Punkt 2.11.2 ausge-
führt werden.
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2.11.4 Für automatische Löschanlagen mit dem Schutzziel „Verhin-
derung der vertikalen Flammenübertragung“ muss nachge-
wiesen werden, dass
• die Ausfallsicherheit, 
• die Überwachungseinrichtungen und
• die Alarmierungseinrichtungen

 gleichwertig zu einer Löschanlage gemäß Punkt 2.11.2 ausge-
führt werden.

 Die vertikale Flammenübertragung gilt als verhindert, wenn
• im Geschoß oberhalb des Brandgeschoßes,
• unmittelbar unterhalb der Geschoßdecke und
• außerhalb des Sprühkegels der Wasserdüsen

 eine mittlere Temperaturerhöhung von nicht mehr als 140 °C 
über der mittleren Ausgangstemperatur und an keiner Stelle 
eine maximale Temperaturerhöhung von 180 °C über der 
mittleren Ausgangstemperatur auftreten.

2.12.1 Die lüftungstechnischen Anlagen für Sicherheitstreppenhäu-
ser einschließlich der zugehörigen Schleusen sowie die raum-
lufttechnischen Anlagen sind von den sonstigen lüftungs-
technischen Anlagen getrennt auszuführen.

2.12.2 Das Gebäude ist – mit Ausnahme der Lüftung der Sicher-
heitstreppenhäuser samt Schleusen – lüftungstechnisch in 
Abschnitte von höchstens 12 Geschoßen zu unterteilen, wo-
bei jeder Abschnitt eine eigene lüftungstechnische Anlage 
erhalten muss, wobei ein gemeinsames Lüftungszentralgerät 
für zwei Abschnitte zulässig ist.

2.12.3 Die unterirdischen Geschoße müssen eine eigene lüftungs-
technische Anlage erhalten.

2.12.4 Die lüftungstechnischen Anlagen müssen an zentraler Stelle 
ein- und ausgeschaltet werden können.

2.12.5 Bei Gebäuden mit einem Fluchtniveau von mehr als 32 m 
sind motorgesteuerte Brandschutzklappen zu verwenden. 
Bei Gebäuden mit einem Fluchtniveau von nicht mehr als 
32 m dürfen auch thermisch gesteuerte Brandschutzklappen 
verwendet werden.

2.12.6 Für Klimaanlagen gelten die Anforderungen gemäß den 
Punkten 2.12.1 bis 2.12.5 sinngemäß.
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2.13.1 Es ist eine vom allgemeinen Stromnetz unabhängige Strom-
quelle vorzusehen, an die die Personen- und Lastenaufzüge 
einschließlich Feuerwehraufzüge, die Drucksteigerungsanla-
ge, die Wandhydranten und die Anlagen zur Rauchfreihal-
tung (DBA) anzuschließen sind. Diese Stromquelle muss sich 
bei Netzausfall selbsttätig einschalten und an gesicherter Stel-
le von Hand aus einschaltbar sein.

2.13.2 Abweichend von Punkt 2.13.1 genügt bei Gebäuden mit einem 
Fluchtniveau von nicht mehr als 32 m für die Personen- und 
Lastenaufzüge einschließlich Feuerwehraufzüge, die Druck-
steigerungsanlage, für die Wandhydranten und die Anlagen 
zur Rauchfreihaltung (DBA) ein direkter Anschluss an den 
Niederspannungs-Hauptverteiler des jeweiligen Objektes, 
wobei zusätzlich folgende Anforderungen einzuhalten sind:
a) Wände und Decken des Niederspannungs-Hauptvertei-

lers werden als brandabschnittsbildende Wände und De-
cken ausgeführt, Türen in EI2 30-C.

b) Die zur Stromversorgung dienenden elektrischen Leitun-
gen werden mit Funktionserhalt E 90 ausgeführt.

c) Zur Sicherstellung der elektrischen Versorgungssicher-
heit müssen die zugehörigen Leitungsschutzeinrichtun-
gen kurzschluss-selektiv ausgeführt werden.

2.13.3 Im Bereich jedes Wandhydranten oder in den Stockwerks-
verteilern ist eine an die Anlage der Sicherheitsstromversor-
gung angeschlossene CEE-Drehstrom-Steckdose mit 16 A 
anzubringen. Bei Installation in einem Stockwerksverteiler 
ist dieser mit dem Feuerwehr-Einheitsschlüssel sperrbar ein-
zurichten. Für Gebäude mit einem Fluchtniveau von nicht 
mehr als 32 m gilt Punkt 2.13.2 sinngemäß.

Es gelten die Anforderungen der Tabelle 6 der Anlage 2 
„OIB-Richtlinie 2 – Brandschutz“.

 Es ist eine Alarmeinrichtung zu installieren, durch die Perso-
nen im Gebäude durch Licht- und/oder Schallzeichen bzw. 
Rundspruch-Durchsagen gewarnt werden können.
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 Im Gebäude ist eine gesicherte Funkkommunikation für die 
Feuerwehr sicherzustellen; gegebenenfalls ist eine Objekt-
funkanlage zu installieren.

2.17.1 Für das Gebäude ist ein geeigneter und nachweislich ausge-
bildeter Brandschutzbeauftragter (BSB) zu bestellen und sind 
im Einvernehmen mit der örtlich zuständigen Feuerwehr 
Brandschutzpläne anzufertigen sowie der Feuerwehr zur 
Verfügung zu stellen.

2.17.2 Für Gebäude mit einem Fluchtniveau von mehr als 32 m ist 
eine Person zu bestellen, die folgende Aufgaben zu überneh-
men hat:
• Veranlassung von Störungsbehebungen,
• Hilfestellung bei erforderlichen Eingriffen in die Haus-

technik im Zuge von Feuerwehreinsätzen,
• Hilfestellung bei der Wiederinbetriebnahme von brand-

fallgesteuert abgeschalteten Einrichtungen.

3 

 Für Gebäude mit einem Fluchtniveau von nicht mehr als 
32 m gelten ergänzend zu Punkt 2 folgende Anforderungen.

3.1.1 Von jeder Stelle jedes Raumes muss in höchstens 40 m Geh-
weglänge ein Sicherheitstreppenhaus der Stufe 1 gemäß 
Punkt 3.2 erreichbar sein. Bei Wohnungen wird die Gehweg-
länge ab der Wohnungseingangstüre gemessen. Dabei dürfen 
sich die Wohnungen über höchstens zwei Geschoße erstre-
cken.

3.1.2 Die Fluchtwege gemäß Punkt 3.1.1 dürfen bei Wohnungen
a) auf eine Länge von höchstens 25 m gemeinsam mit dem 

Fluchtweg gemäß Punkt 3.1.1, oder
b) auf eine Länge von höchstens 15 m, gemessen ab der 

Wohnungseingangstüre, gemeinsam
 verlaufen (z.B. Stichgang).
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3.1.3 Die Fluchtwege gemäß Punkt 3.1.1 dürfen bei Betriebsein-
heiten auf eine Länge von höchstens 25 m gemeinsam mit 
dem Fluchtweg gemäß Punkt 3.1.1 verlaufen (z.B. Stichgang).

3.1.4 Jeder Brandabschnitt in den oberirdischen Geschoßen ist 
mindestens an ein Sicherheitstreppenhaus der Stufe 1 anzu-
schließen.

3.2.1 Bei Gebäuden mit Wohnungen und jenen, bei denen durch 
eine kleinräumige Brandabschnittsbildung nur wenige Perso-
nen durch einen Brand betroffen sind, ist das Treppenhaus 
mit einer Druckbelüftungsanlage derart auszustatten, dass 
während der Fluchtphase einzelner Personen das Treppen-
haus möglichst rauchfrei gehalten wird.

3.2.2 Bei Gebäuden mit Büros und jenen, bei denen durch eine 
größere Brandabschnittsbildung mehrere Personen durch ei-
nen Brand betroffen sind, ist das Treppenhaus mit einer 
Druckbelüftungsanlage derart auszustatten, dass während 
der Fluchtphase mehrerer Personen das Treppenhaus mög-
lichst rauchfrei gehalten wird.

3.2.3 Wohnungen bzw. Betriebseinheiten dürfen nur über einen 
Gang oder einen Vorraum an das Treppenhaus angebunden 
werden. Dieser ist in die Druckbelüftungsanlage derart ein-
zubeziehen, dass eine Durchspülung mit einem 30-fachen 
stündlichen Luftwechsel erfolgt, wenn alle in diesen Gang 
oder Vorraum mündenden Türen geschlossen sind.

3.3.1 Das Gebäude ist mit einer automatischen Brandmeldeanlage 
im Schutzumfang Vollschutz auszustatten, die über das jeweils 
hochwertigste zur Verfügung stehende Übertragungssystem 
an die Brandmelde-Auswertezentrale einer öffentlichen Feu-
erwehr anzuschließen ist. Im Fall einer Auslösung ist der Zu-
tritt zu allen überwachten Bereichen sicherzustellen.

3.3.2 Abweichend von Punkt 3.3.1 können Wohnungen vom 
Schutzumfang der automatischen Brandmeldeanlage ausge-
nommen werden, wenn
a) in allen Aufenthaltsräumen – ausgenommen in Küchen – 

sowie in Gängen, über die Fluchtwege von Aufenthalts-
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räumen führen, jeweils mindestens ein unvernetzter 
Rauchwarnmelder angeordnet wird; die Rauchwarnmel-
der müssen so eingebaut werden, dass Brandrauch früh-
zeitig erkannt und gemeldet wird, und

b) die überwiegende Anzahl der Fenster jeder Wohnung so 
angeordnet ist, dass eine Identifizierung der vom Brand 
betroffenen Wohnung durch die Einsatzkräfte der Feuer-
wehr von außen möglich ist.

 Ist ein Löschangriff von außen nicht möglich, ist eine der fol-
genden Maßnahmen erforderlich:
a) Loggien und Balkone müssen mindestens 1,50 m tief sein so-

wie eine entsprechende Brüstung in EI 30 und A2 oder EW 
30 und A2 mit einer Mindesthöhe von 1,10 m aufweisen, oder

b) eine geeignete Löschanlage, die mindestens das Schutzziel 
„Verhinderung der vertikalen Flammenübertragung“ si-
cherstellt, oder

c) alle Öffnungen in der betreffenden Außenwand sind mit 
nicht öffenbaren Abschlüssen in E 90 und A2 herzustel-
len, oder

d) es müssen Fensterstürze in REI 90 und A2 bzw. EI 90 
und A2 vorhanden sein, die mindestens 20 cm von der 
fertigen Deckenuntersicht herabreichen müssen. Der Ab-
stand zwischen dieser Sturzunterkante und der Parape-
toberkante des nächsten darüber liegenden Fensters muss 
mindestens 4,40 m betragen; der dazwischen liegende Be-
reich muss in REI 90 und A2 bzw. EI 90 und A2 herge-
stellt werden. Dieser Abstand reduziert sich auf maximal 
1,50 m, wenn der Abstand eines Fensters zu darüber lie-
genden Fenstern – horizontal von Laibung zu Laibung 
gemessen – mindestens 2,00 m beträgt.

 Für Gebäude mit einem Fluchtniveau von mehr als 32 m und 
nicht mehr als 90 m gelten ergänzend zu Punkt 2 folgende 
Anforderungen:
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4.1.1 Von jeder Stelle jedes Raumes muss in höchstens 40 m Geh-
weglänge ein Sicherheitstreppenhaus der Stufe 2 gemäß 
Punkt 4.2 mit jeweils einem Ausgang zu einem sicheren Ort 
des angrenzenden Geländes im Freien erreichbar sein, wobei 
ohne Begrenzung der Gehweglänge zusätzlich
a) in jedem Geschoß mit mindestens einem Aufenthalts-

raum ein unabhängiger Fluchtweg zu einem weiteren 
Sicherheitstreppenhaus der Stufe 2 gemäß Punkt 4.2, 
oder

b) ein unabhängiger Fluchtweg zu einem benachbarten 
Brandabschnitt mit Zugang zu einem Sicherheitstreppen-
haus der Stufe 2 gemäß Punkt 4.2

 erreichbar sein muss.
4.1.2 Bei Wohnungen wird abweichend von Punkt 4.1.1 die Geh-

weglänge ab der Wohnungseingangstüre gemessen. Dabei 
dürfen sich die Wohnungen über höchstens zwei Geschoße 
erstrecken.

4.1.3 Die Fluchtwege gemäß Punkt 4.1.1 a) bzw. b) dürfen bei 
Wohnungen
a) auf eine Länge von höchstens 25 m gemeinsam mit dem 

Fluchtweg gemäß Punkt 4.1.1, oder
b) auf eine Länge von höchstens 15 m, gemessen ab der 

Wohnungseingangstüre, gemeinsam
 verlaufen (z.B. Stichgang).
4.1.4 Die Fluchtwege gemäß Punkt 4.1.1 a) bzw. b) dürfen bei Be-

triebseinheiten auf eine Länge von höchstens 25 m gemein-
sam mit dem Fluchtweg gemäß Punkt 4.1.1 verlaufen (z.B. 
Stichgang).

4.1.5 Jeder Brandabschnitt ist mindestens an ein Sicherheitstrep-
penhaus der Stufe 2 anzuschließen.

4.1.6 Bei Gebäuden mit einem Fluchtniveau von mehr als 60 m 
muss für flüchtende Personen zumindest alle sechs Geschoße 
innerhalb bzw. im unmittelbar angrenzenden Bereich des Si-
cherheitstreppenhauses eine Fläche geschaffen werden, die 
ein Ausweichen vom Fluchtstrom ermöglicht.

4.1.7 Für die Feuerwehr müssen im Brandfall sämtliche Geschoße 
vom Sicherheitstreppenhaus aus zugänglich sein.
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4.2.1 Für innenliegende Sicherheitstreppenhäuser der Stufe 2 gel-
ten folgende Anforderungen:
a) Die Treppenhäuser müssen in jedem Geschoß über eine 

unmittelbar davor liegende Schleuse erreichbar sein.
b) Das Treppenhaus einschließlich der zugehörigen Schleu-

sen ist mit einer Druckbelüftungsanlage (DBA) derart 
auszustatten, dass das Treppenhaus während der Flucht-
phase und der Brandbekämpfungsphase rauchfrei gehal-
ten wird.

c) Wohnungen bzw. Betriebseinheiten dürfen nur über eine 
Schleuse an das Treppenhaus angebunden werden.

d) Die Türen der Schleuse sind in EI2 30-C auszuführen; für 
die Türe zwischen Schleuse und Treppenhaus genügt eine 
Ausführung in S200-C, sofern die Länge der Schleuse mehr 
als 3,00 m beträgt. 

e) In der nutzungsseitigen Schleusentüre ist eine Sichtver-
bindung vorzusehen.

4.2.2 Für außenliegende Sicherheitstreppenhäuser der Stufe 2 gel-
ten folgende Anforderungen:
a) Die Treppenhäuser dürfen in jedem Geschoß nur über ei-

nen unmittelbar davor liegenden offenen Gang erreichbar 
sein.

b) Dieser offene Gang ist so anzuordnen, dass eindringender 
Rauch ungehindert – und ohne in das Treppenhaus zu ge-
langen – ins Freie entweichen kann. Der offene Gang 
muss mindestens so breit wie die erforderliche Treppen-
breite des Treppenhauses, mindestens so lang wie die 
doppelte erforderliche Treppenbreite und mindestens auf 
einer Längsseite offen sein. Er darf an seinen/seiner offe-
nen Seite(n) nur durch eine geschlossene, 1,10 m hohe 
Brüstung in EI 90 und A2 sowie durch einen Sturz einge-
schränkt sein. Die Unterkante des Sturzes darf höchstens 
20 cm unter der Unterkante der anschließenden Decke 
und muss mindestens 30 cm über der Oberkante der 
Treppenhaustür liegen.

c) Wände, die den offenen Gang begrenzen, dürfen außer 
den erforderlichen Türen und den geforderten Rauchab-
zugsöffnungen keine Öffnungen haben.
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d) Die Türen des offenen Ganges müssen EI2 30-C entspre-
chen. Für die Türe zwischen dem offenen Gang und dem 
Treppenhaus genügt eine Ausführung in S200-C. Die Tü-
ren, die in das Treppenhaus münden, müssen von Türen 
zwischen dem offenen Gang und dem Gebäudeinneren 
mindestens 3,00 m entfernt sein; bei dreiseitig offenen 
Gängen ist ein Abstand von mindestens 1,50 m ausrei-
chend. Der seitliche Abstand zwischen Fenstern bzw. 
Öffnungen anderer Räume und den Türen und Fenstern 
des Treppenhauses sowie den Türen des offenen Ganges 
muss mindestens 5,00 m betragen, falls diese Fenster bzw. 
Öffnungen nicht in EI 90 ausgeführt werden.

e) An der obersten Stelle des Treppenhauses ist eine Rauch-
abzugsöffnung mit einem geometrisch freien Querschnitt 
von 1,00 m² zu errichten, die in der Angriffsebene der 
Feuerwehr von Stand aus ohne fremde Hilfe geöffnet 
werden kann. Eine automatische Ansteuerung durch die 
Brandmeldeanlage ist unzulässig.

f) Eine Ausgangstüre des Treppenhauses ist mit einer Tür-
feststelleinrichtung zu versehen.

4.3.1 Das Gebäude ist mit einer automatischen Brandmeldeanlage 
im Schutzumfang Vollschutz auszustatten, die über das je-
weils hochwertigste zur Verfügung stehende Übertragungs-
system an die Brandmelde-Auswertezentrale einer öffentli-
chen Feuerwehr anzuschließen ist. Im Fall einer Auslösung 
ist der Zutritt zu allen überwachten Bereichen sicherzustel-
len.

4.3.2 Abweichend von Punkt 4.3.1 ist die Anordnung von Brand-
meldern innerhalb von Wohnungen dann nicht erforderlich, 
wenn sichergestellt wird, dass
a) in allen Aufenthaltsräumen – ausgenommen in Küchen – 

sowie in Gängen, über die Fluchtwege von Aufenthalts-
räumen führen, jeweils mindestens ein unvernetzter 
Rauchwarnmelder angeordnet wird; die Rauchwarnmel-
der müssen so eingebaut werden, dass Brandrauch früh-
zeitig erkannt und gemeldet wird, und



1021

b) entweder bei Auslösung einer automatischen Löschanla-
ge mit dem Schutzziel „Verhinderung der vertikalen 
Flammenübertragung“ die betroffene Wohnung eindeu-
tig identifiziert werden kann, oder

c) bei Auslösung einer automatischen Löschanlage im 
Schutzumfang Vollschutz der betroffene Brandabschnitt 
eindeutig identifiziert werden kann.

4.4.1 Es ist eine automatische Löschanlage im Schutzumfang Voll-
schutz zu errichten.

4.4.2 Bei Wohnungen ist abweichend von Punkt 4.4.1 die Errich-
tung einer automatischen Löschanlage mit dem Schutzziel 
„Verhinderung der vertikalen Flammenübertragung“ ausrei-
chend.

 Für Gebäude mit einem Fluchtniveau von mehr als 90 m ist 
ein Brandschutzkonzept erforderlich, das dem OIB-Leitfa-
den „Abweichungen im Brandschutz und Brandschutzkon-
zepte“ zu entsprechen hat. Dabei ist ergänzend zu den Punk-
ten 2 und 3 insbesondere zu berücksichtigen:
• Personenanzahl bei der Flucht,
• Evakuierungszeiten,
• Angriffsbedingungen der Feuerwehr,
• Art der Nutzung,
• Umgebungssituation.

 Bei Änderungen an bestehenden Bauwerken mit Auswirkun-
gen auf bestehende Bauwerksteile sind für die bestehenden 
Bauwerksteile Abweichungen von den aktuellen Anforde-
rungen dieser Anlage (OIB-Richtlinie) zulässig, wenn das 
ursprüngliche Anforderungsniveau des rechtmäßigen Be-
standes nicht verschlechtert wird.
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Tabelle 1: Allgemeine Anforderungen an das 
Brandverhalten

1 Fassaden

1.1 Außenwand-Wärmedämmverbundsysteme A2-d1

1.2 Fassadensysteme, vorgehängte hinterlüftete, belüftete oder nicht hinterlüftete 

1.2.1 Gesamtsystem oder A2-d1
1.2.2 Einzelkomponenten

– Außenschicht
– Unterkonstruktion stabförmig / punktförmig
– Dämmschicht bzw. Wärmedämmung

A2-d1
A2 / A2

A2

1.3 Vorhangfassaden
Einzelkomponenten
– Profil (Rahmen, Pfosten oder Riegel)
– Ausfachung als Verglasung
– Ausfachung als Paneel
– Abdichtung zwischen Ausfachung und Profil
– Beschichtung (sofern nicht mit Profil oder 
Ausfachung mitgeprüft)

A2
B-d1

A2-d1
E
B

1.4 sonstige Außenwandbekleidungen oder -beläge A2-d1

1.5 nichttragende Außenwandbauteile A2-d1

1.6 Gebäudetrennfugenmaterial A2

1.7 Geländerfüllungen bei Balkonen, Loggien u. dgl. A2

2 Treppenhäuser und Gänge ausgenommen innerhalb von Wohnungen: Bekleidungen und Beläge sowie 
abgehängte Decken

2.1 Wandbekleidungen (1)

2.1.1 Gesamtsystem oder A2; die Oberflächen müssen geschlossen sein, wenn kein 
Belag vorhanden ist

2.1.2 Einzelkomponenten
– Außenschicht
– Unterkonstruktion
– Dämmschicht bzw. Wärmedämmung

A2
A2

A2; bei Mantelbeton sind Dämmschichten der Klasse B 
zulässig 

2.2 abgehängte Decken A2-s1, d0

2.3 Wand- und Deckenbeläge A2-s1, d0

2.4 Bodenbeläge A2fl; 
Bei Gebäuden mit einem Fluchtniveau von nicht mehr als 

32 m genügt bei Gängen Bfl

2.5 Geländerfüllungen A2

3 Dächer mit einer Neigung ≤ 60°

3.1 Dacheindeckung bzw. Bedachung BROOF (t1); 
Dacheindeckung, Lattung, Konterlattung und Schalung 

müssen der Klasse A2 entsprechen; abweichend davon sind 
für Lattung, Konterlattung und Schalung auch Holz und 

Holzwerkstoffe der Klasse D zulässig;
Bei Dächern mit einer Neigung < 20° genügt als oberste 

Schicht auch 5 cm Kies oder Gleichwertiges;
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3.2 Dämmschicht bzw. Wärmedämmung  
in der Dachkonstruktion

A2;  
Auf allen in REI 90 und A2 hergestellten Dächern mit einer 
Neigung < 20° sind auch EPS, XPS und PUR der Klasse E 

zulässig.

4 nicht ausgebaute Dachräume

4.1 Bekleidung (Fußbodenkonstruktion)

4.1.1 Gesamtsystem oder B
4.1.2 Einzelkomponenten

– Außenschicht
– Dämmschicht bzw. Wärmedämmung

A2
A2;  

auf allen in REI 90 und A2 hergestellten Dächern mit einer 
Neigung < 20° sind auch EPS, XPS und PUR der Klasse E 

zulässig.

4.2 Bodenbeläge A2fl

Bei Gebäuden mit einem Fluchtniveau von nicht mehr als 
32 m genügt Bfl-s1; es sind auch Bodenbeläge in Dfl zulässig, 

wenn die Wärmedämmung bzw. Dämmschicht in A2 
ausgeführt wird.

5 Leitungen und sonstige Einbauten in Schächten bzw. Kanälen

5.1 Lüftungsleitungen mit/ohne elektrischen 
Leitungen

A2

5.2 Sammellüftungen von Nassräumen, Leitungen 
von kontrollierten Wohnraumlüftungen in 
Schächten

A2

5.3 Schleusenlüftungen A2

5.4 Dämmstoffe von Leitungen inkl. Kälteleitungen C-s3, d0

(1)  Fehlen in Gängen und Treppenhäusern Wand- bzw. Deckenbeläge, gelten für die Bekleidung (als Gesamtsystem) bzw. die Außenschicht der 
Bekleidung die Anforderungen für Wand- bzw. Deckenbeläge gemäß Zeile 2.3.




